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Abschnitt Prüfkriterien ja nein Bemerkungen

15.1. Ist die Beihilfe ist auf 70 Mio. EUR pro Unternehmen und Inve-
stitionsvorhaben begrenzt?

Hinweis: Bei Gemeinden und Gemeindeverbänden ist in 
den Wert der Beihilfe auch der Eigenanteil einzubeziehen.

15.2. Erfolgt die Förderung in einem Fördergebiet?

15.3. Bezieht sich das Fördervorhaben auf eine Energieinfrastruktur 
gemäß der Definition in der AGVO?  
(zum Begriff der Energieinfrastruktur siehe Seite 2 des Vor-
drucks)
Betrifft die Förderung den Bau oder die Modernisierung von 
Energieinfrastrukturen?

15.4. Sind die zur Förderung beantragten Kosten beihilfefähig? – für Investitionen in Vorhaben zur Strom- oder Gasspei-
cherung oder in Ölinfrastrukturen werden nicht gefördert.

– Beihilfen für Gasinfrastrukturen können nur dann ge-
währt werden, wenn die betreffende Infrastruktur für die 
Nutzung von Wasserstoff und/oder erneuerbare Gase 
bestimmt ist oder zu über 50 % für den Transport von 
Wasserstoff und erneuerbaren Gasen genutzt wird.

15.5. Der Beihilfebetrag ist nicht höher als die Differenz zwischen 
den beihilfefähigen Kosten und dem Betriebsgewinn der In-
vestition (Definition siehe Glossar). Der Betriebsgewinn wird 
vorab, auf der Grundlage realistischer Projektionen, oder über 
einen Rückforderungsmechanismus von den beihilfefähigen 
Kosten abgezogen.

Beihilfen für Energieinfrastrukturen, die nach den Rechts-
vorschriften über den Energiebinnenmarkt vollständig oder 
teilweise von der Regulierung des Zugangs Dritter oder der 
Entgelte ausgenommen sind, können nicht auf Grundlage 
der AGVO gefördert werden.

15.6. Liegt eine Finanzierungslückenberechnung vor und entspricht 
die Beihilfe maximal der Finanzierungslücke?  
(zum Begriff der „Finanzierungslücke“ siehe Seite 2 des Vor-
drucks)

Die Beihilfeintensität kann bis zu 100 % der Finanzierungs-
lücke betragen. 
Eine detaillierte Prüfung der Nettomehrkosten durch die von 
der SAB bereit gestellten Berechnungstools ist nicht erfor-
derlich, wenn die Beihilfebeträge durch eine wettbewerb-
liche Ausschreibung bestimmt werden.

15. Besondere Anforderungen nach Art. 48 – Energieinfrastrukturen
kumulative Kriterien, d. h. bei allen Bedingungen muss „ja“
angekreuzt werden; bei Nichterfüllung eines Kriteriums ist
Artikel nicht anwendbar

Arbeitshilfe zur beihilferechtlichen Prüfung  
nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungs- 
verordnung (AGVO) VO (EU) Nr. 651/2014

Ort           Datum (TT.MM.JJJJ) Unterschrift | Stempel

Bestätigung:
Es wird danach bestätigt, dass die Voraussetzungen für eine 
Bewilligung des beantragten Projekts nach den ein-schlä-
gigen beihilferechtlichen Regelungen gegeben sind.
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Definitionen zu verwendeten Begriffen
„Finanzierungslücke“: 
die Nettomehrkosten, die sich bestimmen anhand eines Ver-
gleichs der Differenz zwischen den erwirtschafteten Einnah-
men und den Kosten (einschließlich Investitionen und Be-
trieb) des unterstützten Vorhabens und der entsprechenden 
Differenz bei dem Vorhaben, das der Beihilfeempfänger aller 
Wahrscheinlichkeit nach ohne Beihilfe durchführen würde. 
Zur Ermittlung der Finanzierungslücke muss der Mitglied-
staat für das tatsächliche Szenario und für ein plausibles 
kontrafaktisches Szenario alle wesentlichen Kosten und Ein-
nahmen, die geschätzten gewichteten durchschnittlichen Ka-
pitalkosten (weighted average cost of capital – „WACC“) der 
Beihilfeempfänger zur Abzinsung künftiger Zahlungsströme 
sowie  den Kapitalwert (net present value – „NPV“) für das 
tatsächliche und das kontrafaktische Szenario während der 
Lebensdauer des Vorhabens quantifizieren. Die typischen 
Nettomehrkosten können als Differenz zwischen dem NPV 
bei dem tatsächlichen Szenario und dem NPV bei dem kon-
trafaktischen Szenario während der Lebensdauer des Refe-
renzvorhabens geschätzt werden.

„Energieinfrastruktur“:
 jede materielle Ausrüstung oder Anlage, die sich in der 
Union befindet oder die Union mit einem Drittland oder meh-
reren Drittländern verbindet und unter eine der folgenden 
Kategorien fällt:
a) Strom:

1. Übertragungs- und Verteilernetze, wobei „Übertragung“ 
den Transport (Onshore und Offshore) von elektrischer 
Energie über ein Höchstspannungs- und Hochspan-
nungsverbundnetz zur Belieferung von Endkunden 
oder Verteilern, jedoch mit Ausnahme der Versorgung 
bezeichnet, während „Verteilung“ den Transport (Ons-
hore und Offshore) von elektrischer Energie mit Hoch-, 
Mittel- oder Niederspannung über Verteilernetze zur 
Belieferung von Kunden, jedoch mit Ausnahme der Ver-
sorgung bezeichnet, 

2. jede Ausrüstung oder Anlage, die für den sicheren und 
effizienten Betrieb der unter Ziffer i genannten Netze 
unentbehrlich ist, einschließlich der Schutz-, Überwa-
chungs- und Steuerungssysteme auf allen Spannungs-
ebenen und in allen Umspannwerken, 

3. vollständig integrierte Netzkomponenten im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 51 der Richtlinie (EU) 2019/944 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1),

4. intelligente Stromnetze, d. h. Systeme und Komponen-
ten für die Integration von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien über operative digitale Plattformen, 
Steuerungssysteme und Sensortechnologien sowohl 
auf Übertragungs- als auch auf Verteilerebene für ein 
sichereres, effizienteres und intelligenteres Stromü-
bertragungs- und -verteilernetz, höhere Kapazität für 
die Integration neuer Erzeugungs-, Speicher- und Ver-
brauchsformen und die Förderung neuer Geschäftsmo-
delle und Marktstrukturen,

5. Offshore-Stromnetze, d. h. alle Ausrüstungen oder 
Anlagen einer Stromübertragungs- oder Stromvertei-
lungsinfrastruktur im Sinne der Ziffer i, die zwei Zwe-
cken dienen: dem Verbund und der Übertragung oder 
Verteilung von erneuerbarem Offshore-Strom aus den 
Offshore-Erzeugungsanlagen in mindestens zwei Län-
der.  Dies schließt intelligente Netze sowie küstennahe 
Offshore-Ausrüstungen oder -Anlagen ein, die für den 
sicheren und effizienten Betrieb unentbehrlich sind,  
z. B. Schutz-, Überwachungs- und Steuerungssysteme 

und erforderliche Umspannwerke, sofern sie auch die 
technologische Interoperabilität, etwa die Interopera-
bilität der Schnittstellen verschiedener Technologien, 
gewährleisten;

b) Gas (Erdgas, Biogas – einschließlich Biomethan – und/
oder erneuerbares Gas nicht biogenen Ursprungs):
1. Fern- und Verteilerleitungen für den Transport von Gas, 

die Bestandteil eines Netzes sind, ausgenommen Hoch-
druckrohrleitungen, die für die vorgelagerte Verteilung 
von Erdgas verwendet werden,

2. an die unter Ziffer i genannten Hochdruck-Gasleitungen 
angeschlossene Untergrundspeicher,

3. Anlagen für die Übernahme, Speicherung und Rückver-
gasung oder Dekomprimierung von verflüssigtem oder 
komprimiertem Gas,

4. alle Ausrüstungen oder Anlagen, die für den sicheren 
und effizienten Betrieb des Systems oder für die Ermög-
lichung der bidirektionalen Kapazität unentbehrlich sind, 
einschließlich Verdichterstationen,

5. intelligente Gasnetze, d. h. jede der folgenden Ausrü-
stungen oder Anlagen, mit denen die Integration erneu-
erbarer und CO2-armer Gase (z. B. Wasserstoff oder 
Gase nicht biogenen Ursprungs) in das Netz ermögli-
cht und erleichtert werden soll: digitale Systeme und 
Komponenten für die Integration von Informations- und 
Kommunikationstechnologien, Steuerungssystemen 
und Sensortechnologien, die die interaktive und intel-
ligente Überwachung, Messung, Qualitätssteuerung 
und Verwaltung der Gaserzeugung, -fernleitung, und 
-verteilung sowie des Gasverbrauchs innerhalb eines 
Gasnetzes ermöglichen. Intelligente Netze können auch 
Ausrüstung umfassen, die Umkehrflüsse von der Vertei-
lerebene bis zur Fernleitungsebene und die dafür erfor-
derlichen Modernisierungen des bestehenden Netzes 
ermöglicht;

c) Wasserstoff:
1. Hochdruckfernleitungen für den Wasserstofftransport 

sowie Verteilerleitungen für die lokale Verteilung von 
Wasserstoff, die zahlreichen Netznutzern transparent 
und diskriminierungsfrei Zugang ermöglichen,

2. Speicheranlagen, d. h. Anlagen, die zur Speicherung 
von hochreinem Wasserstoff genutzt werden; diese um-
fassen den für die Speicherung (nicht aber den für die 
Produktion) genutzten Teil eines Wasserstoffterminals 
sowie Anlagen, die ausschließlich den Betreibern von 
Wasserstoffnetzen für die Ausübung ihrer Tätigkeiten 
vorbehalten sind. Zu den Wasserstoffspeicheranlagen 
zählen auch an die unter Ziffer i genannten Hochdruck-
fernleitungen für Wasserstoff angeschlossene Unter-
grundspeicher,

3. Anlagen für die Einspeisung, Übernahme, Speicherung 
und Rückvergasung oder Dekomprimierung von Was-
serstoff oder in anderen chemischen Stoffen gebun-
denem Wasserstoff, um ihn in das Gas- oder Wasser-
stoffnetz einzuspeisen,

4. Terminals, d. h. Anlagen, in denen flüssiger Wasserstoff 
in gasförmigen Wasserstoff umgewandelt wird, um ihn 
in das Wasserstoffnetz einzuspeisen. Terminals umfas-
sen die Zusatzeinrichtungen und die vorübergehende 
Speicherung, die für den Umwandlungsprozess und 
die anschließende Einspeisung in das Wasserstoffnetz 
erforderlich sind, nicht aber die für die Speicherung ge-
nutzten Teile des Terminals,
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5. Verbindungsleitungen, d. h. ein Wasserstoffnetz (oder 
ein Teil davon), das (der) eine Grenze zwischen Mit-
gliedstaaten quert oder überspannt, oder ein Was-
serstoffnetz zwischen einem Mitgliedstaat und einem 
Drittland bis zum Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder 
zum Küstenmeer dieses Mitgliedstaats,

6. jede Ausrüstung oder Anlage, die unentbehrlich ist, um 
ein Wasserstoffnetz sicher und effizient zu betreiben 
oder bidirektionale Kapazität zu ermöglichen, ein-
schließlich Verdichterstationen. Bei all den unter den 
Ziffern i bis vi aufgeführten Ausrüstungen und Anlagen 
kann es sich entweder um neu gebaute oder um von 
Erdgas auf Wasserstoff umgerüstete Ausrüstungen und 
Anlagen oder um eine Kombination aus beiden han-
deln. Unter den Ziffern i bis vi aufgeführte Ausrüstungen 
und Anlagen, zu denen Dritte Zugang haben, sind als 
Energieinfrastruktur einzustufen;

d) Kohlendioxid:
1. Rohrleitungen mit Ausnahme des vorgelagerten Rohr-

leitungsnetzes, die verwendet werden, um Kohlendioxid 
aus mehr als einer Quelle – das heißt von Industrie-
anlagen (einschließlich Kraftwerken), in denen durch 
Verbrennung oder andere chemische Reaktionen, an 
denen fossile oder nichtfossile kohlenstoffhaltige Kom-
ponenten beteiligt sind, Kohlendioxidgas erzeugt wird – 
im Hinblick auf die dauerhafte geologische Speicherung 
von Kohlendioxid im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie 
2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (1) oder im Hinblick auf die Nutzung von Kohlen-
dioxid als Rohstoff oder auf die Steigerung der Erträge 
biologischer Prozesse zu transportieren,

2. Anlagen für die Verflüssigung und Pufferspeicherung 
von Kohlendioxid im Hinblick auf dessen Transport oder 
Speicherung. Darin nicht enthalten sind Infrastruktur 
innerhalb einer geologischen Formation, die für die dau-
erhafte geologische Speicherung von Kohlendioxid im 
Sinne des Artikels 3 der Richtlinie 2009/31/EG verwen-
det wird, sowie damit zusammenhängende Flächen und 
Injektionsanlagen,

3. alle Ausrüstungen und Anlagen, die für den ordnungs-
gemäßen, sicheren und effizienten Betrieb des betref-
fenden Systems unentbehrlich sind, einschließlich der 
Schutz-, Überwachungs- und Steuerungssysteme. Dies 
kann spezifische mobile Ausrüstungen und Anlagen für 
den Transport oder die Speicherung von Kohlendioxid 
umfassen, sofern diese der Definition eines sauberen 
Fahrzeugs entsprechen.

 Unter den Ziffern 1.-3. aufgeführte Ausrüstungen und 
Anlagen, zu denen Dritte Zugang haben, sind als Ener-
gieinfrastruktur einzustufen;

e) Infrastruktur für die Übertragung und Verteilung von ther-
mischer Energie in Form von Dampf, heißem Wasser oder 
kalten Flüssigkeiten von zahlreichen Erzeugern/Nutzern 
unter Nutzung erneuerbarer Energie oder industrieller Ab-
wärme;

f) Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 4 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 
des Europäschen Parlaments und des Rates (2) und Vor-
haben von gegenseitigem Interesse im Sinne des Artikels 
171 AEUV;

g) andere Infrastrukturkategorien, die eine physische oder 
drahtlose Übertragung von erneuerbarer oder ohne CO2-
Emissionen erzeugter Energie zwischen Erzeugern und 
Nutzern über zahlreiche Einspeise- und Ausspeisepunkte 
ermöglichen und zu denen Dritte Zugang haben, die nicht 
zu den Unternehmen des Eigentümers oder Verwalters 
der Infrastruktur gehören.

Wenn unter den Buchstaben a bis g aufgeführte Ausrü-
stungen und Anlagen für eine kleine Gruppe vorab fest-
gelegter Nutzer errichtet werden und auf deren Bedarf 
zugeschnitten sind („gewidmete, d. h. nutzergebundene 
Infrasttruktur“), sind diese nicht als Energieinfrastruktur ein-
zustufen.
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